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In der Landwirtschaftssache 
des Landwirts Georg B 4 H H P  in LflBHP; Kreis

Antragstellers, Beschwerde- und Rechtsbe­
schwerdeführers ,

- vertreten durch Rechtsanwalt

g e g e n
den Minister für Ifrnährung, Landwirtschaft und Porsten 
des Landes Schleswig-Holstein in Kiel,

Rechtsheschwerdegegner3
weiterer Beteiligter 
Landarbeiter UTilly in Kreis

wegen Genehmigung einer Grunds tücksbelastung ♦
hat der V* Zivilsenat des Bundesgerichtshofs als Senat 
für LandwirtschaftsSachen In der Sitzung vom 3. Juli 
1958 unter Mitwirkung des Senatspräsidenten Br» Tasche, 
der Bundesrichter 3)r. Hückihghaus und Br. Biepenbrock 
sowie der landwirtschaftlichen Beisitzer Br, h.c.Berk 
und Br, Töpsch
beschlossen?

Bie Rechtsbeschwerde gegen den Beschluß 
des 3. Zivilsenats - Senats für Landv/irtschafts 
sachen - des Schleswig-Holsteinischen .Oberlan­
desgerichts in Schleswig vom 20, Februar 1958 
wird auf Kosten des Antragstellers als unzu­
lässig verworfen.

Der Geschäftswert für das Rechtsbeschv/erde 
verfahren wird auf 22 000 BM festgesetzt.
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Der Landarbeiter Willy MflHHl ist Eigentümer des im 
Grundbuch von L B H H l  Bd. ̂ B l .  eingetragenen Grundstücke« 
Es handelt sich um eine Nebenerwerbs Siedlung in Größe von 
3* 72 ha. Der Grundbesitz ist mit Tilgungshypothäken 
zugunsten der DflIBBHI SflHBH^bank im Nennbeträge von 
6 400 Eli belastet. Durch Vertrag vom 10. Mai 1937 hat 
B P  das Grundstück an den Landwirt Georg PBHpin lJ B H P  
(Antragsteller) zum, Preise von 24 300 DM verkauft- Der 
Käufer hat die mit 4 800 DM bewerteten Belastungen über­
nommen und den Rest des Kaufpreises von 19 500 DM in bar 
an den Käufer gezahlt, der den Betrag zum Ankauf eines 
Fäkalienabfuhrunternehmens verwandt hat. Zur Sicherung 
des Anspruchs des Käufers auf Rückzahlung des bar gezahl­
ten Kaufpreises im Palle der Nichtgenehmigung des Vertra­
ges hat der Verkäufer die Eintragung einer Sicherungs­
höchstbetragshypothek von 22 000 DM bewilligt und bean­
tragt. Die Landwirtschaftsbehörde hat dem Kaufvertrag die 
Genehmigung versagt.. Öber den Antrag der Vertrags teile auf 
gerichtliche Entscheidung war beim Erlaß des angefochtenen 
Beschlusses noch nicht entschieden. Durch einen weiteren 
Beschluß hat die Landwirtschaftsbehörde auch die Genehmi­
gung zur Eintragung der Sicherungshypothek abgaibhnt. Auf 
den Antrag des Käufers auf gerichtliche Entscheidung hat 
das Amtsgericht (Landwirtschaftsgericht) die Entschei­
dung der Landwirtschaftsbehörde bestätigt. Die sofortige 
Beschwerde des Antragstellers hatte keinen Erfolg- .Mit 
der Rechtsbeschwerde verfolgt der Antragsteller den Antrag 
auf Genehmigung der Belastung weiter.



Die Rechtsbeschwerde ist,, da sie vom Oberlandesge­
richt nicht zugelassen ist (§24 Abs. 1 DwVG) und auch kei­
ner der Palle des § 24 Abs. 2 Nr. 2 LwVG vorliegt, nur zu­
lässig, wenn das Oberlandesgericht von einer , in der Rechts­
te sphwerdebegründung angeführten Entscheidung eines der in 
§ 24 Abs. 2 Hr. 1 LwVG bezeichneten Gerichte abgewichen 
ist und der Beschluß auf der Abweichung beruht.

Hach Art. V KRG Hr- 45 ist die Bestellung einer Hypothek 
an einem land- oder forstwirtschaftlichen Grundstück nur mit 
Genehmigung der zuständigen deutschen.Behörden zulässig.
Die Genehmigung soll nach Art. IV Abs. 9 BrMilRegVO Hr. 84 
nur erteilt werden, wenn ein wichtiger Grund yorliegt.
Sie gilt als erteilt für eine Belastung, die 7/10 des zu­
letzt festgestellten steuerlichen Einheitswertes nicht über- 
steigi? (Art. IV Abs. 10 BrMilRegVO Hr. 84).

1- Das Oberlandesgericht hält einen wichtigen Grund für 
eine Genehmigung der Belastung nicht für gegeben. Es führt 
dazu auss Die Auffassung, daß der wichtige Grund stets nur 
im Interesse.des Hofes gefunden werden könne, sei zwar zu 
eng. Die Belastung dürfe jedoch nicht zu einer dauernden 
Gefährdung der Leistungsfähigkeit des land- oder forst­
wirtschaftlichen Betriebes führen. .Der Anspruch des Käufers 
auf Rückzahlung des Kaufpreises, dessen Sicherung die vom 
Verkäufer bewilligte Belastung dienen solle, entstehe nur 
dann, wenn der Kaufvertrag nicht genehmigt werde und des­
halb nicht durchgeführt werden könne. Da noch ungewiß sei, 
ob der Vertrag genehmigt werde, müsse die Sache für die 
Belastungsgenehmigung so angesehen werden, als ob der Käu­
fer deip. Grundstückseigentümer ein Darlehen in Höhe von
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19 500 DM gewährt hätte. Dieser hahe das Geld sum Ankauf 
"eines Fäkalienabfuhruntemehmens in verwandt, also
für einen Zweck, der mit der Bewirtschaftung des landwirt­
schaftlichen Grundstücks in keinem Zusammenhang stehe.«
Das Interesse des Eigentümers an der Gründung einer an­
deren Existenz allein könne aber keinen wichtigen Grund 
für die Erteilung der Genehmigung darstellen. Im übrigen 
ruhten auf dem Grundbesitz bereits Hypotheken im Nennbe­
trag von insgesamt 6 400 DM. Bei Eintragung einer weite­
ren Hypothek von 22 000 DM würde die Gesamtbelastung ein 
Vielfaches des Einheitswertes betragen und die ordnungs­
mäßige' Bewirtschaftung der Siedlung erheblich gefährden«
Die Belastung könne deshalb nicht genehmigt werden. Auch 
der Umstand, daß der Käufer den Barkaufpreis bereits an den 
Eigentümer gezahlt habe, sei nicht geeignet,, die Genehmigung 
zu rechtfertigen, weil andernfalls die Vertragsteile durch. 
Schaffung vollendeter Tatsachen eine an sich nicht begrün­
dete Genehmigung erzwingen könnten.. Ein solches Verfahren 
wäre mit dem Wesen und Sinn des Belastungsverbotes nicht 
vereinbar.' Der Eigentümer sei, auch wenn der Kaufvertrag 
nicht genehmigt werde, in jedem Fall genötigt, das Grund­
stück anderweit zu veräußern, um sich die Mittel zur Rück­
zahlung des Kaufpreises zu-verschaffen. Eine Belastungsge­
nehmigung wurde daran nichts ändern.

2. Die Voraussetzungen für die Zulässigkeit der Rechts- 
beschwerde sind nicht gegeben«

• * »

Die Abweichung im Sinne des § 24 Abs«. 2 Nr* 1 LwVG 
• bedeutet eine abweichende Entscheidung einer bestimmten. 
'Rechtsfrage. Eine Abweichung liegt danach vor, wenn die 
Vorschrift des Art. IV Abs. 9 BrMilRegVO Nr. 84 durch das
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Beschwerdegericht und eines der in Betracht kommenden 
Gerichte eine unterschiedliche Auslegung erfahren hat*
Der wichtige Grund, der die Belastung rechtfertigt, 
ist weder im Kontrollratsgesetz Nr. 45 noch in seinen 
Burchführungsvorschriften näher erläutert. Er ist wie 
im übrigen Recht.(vgl-.Palandt BGB 37- Aufl. § 626 Anm.
3 a| RGRK BGB 10. Aufl. § 626 Anm. 1) so auch im Land­
wirtschaftsrecht kein reiner Rechtsbegriff und hat wie 
alle sog1.. Generalklauseln keinen absolut bestimmten In­
halt (vglo. Friese, Landwirtschaftsrecht der amerikani­
schen Besatzungszone, S. 61)» Ob im Einzelfall ein wich­
tiger Grund vorliegt, ist Tatfrage (vgl. Beschlüsse des 
Senats vom 8., Juli. 1952,. V BLw 44/51, und vom 17. November 
1953, V BLw 61/53)- Gleichwohl kann die Bejahung oder Ver­
neinung eines wichtigen Grundes die Beantwortung einer 
Rechtsfrage darstellen. Dies ist der Fall, wenn es sich 
darum handelt, ob ein bestimmter Umstand ganz allgemein 
- unabhängig vom Einzelfall - einen wichtigen Grund für . 
die Belastung bilden kann,.also der Begriff des wichtigen 
Grundes nicht verkannt ist. Um eine Auslegung des Gesetzes 
handelt es sich auch bei der Frage, ob der wichtige Grund 
auf seiten des Eigentümers vorliegen muß, insbesondere 
stets nur im Interesse des Hofes oder auch in den persön­
lichen Verhältnissen des Eigentümers gefunden werden 
oder ob er sich auch aus der Person des Gläubigers ergeben 
kann» Bei der Prüfung der Abweichung ist von der dem ange­
fochtenen Beschluß zugrunde liegenden Beurteilung des Sach­
verhalts, also von der Auffassung des Beschwerdegerichts 
auszugehen, daß, .weil die Genehmigung des Kaufvertrages' 
noch ungewiß sei, die Sache für die Belastungsgenehmigung 
so zu behandeln sei, als ob der Antragsteller dem Eigen-* 
tümer zum Ankauf eines gewerblichen Unternehmens ein Bar-
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lehen in Höhe von 19 500 DM gegeben hätte, ohne daß es 
in diesem Zusammenhang darauf ankommt, ob der Ausgangs­
punkt des Oberlandesgerichts zutreffend ist.

Die Auffassung des Beschwerdegerichts, das Interesse 
des Verkäufers an der Gründung einer anderen Existenz könne 
allein keinen wichtigen Grund für die Erteilung der Bela­
stungsgenehmigung darstellen, weicht nach Ansicht der 
Rechtsbeschwerde von der Entscheidung, des Oberlandes­
gerichts Oldenburg vom 29. September 1955 (RdL 1955, 327) 
ab, das in einem Ball, in dem ein Hof eigen turner, der an­
geblich wegen Arbeitsunfähigkeit seinen Hof verpachten 
mußte, einem industriellen Unternehmen, an dem er bereits 
als stiller Gesellschafter beteiligt war, eine Grundschuld 
als Kreditgrundlage zur Verfügung stellten wollte, ausge­
führt hat, eine Belastung für gewerbliche Zwecke, die 
nicht im Zusammenhang mit der Bewirtschaftung des Grund­
besitzes ständen, könne in der Regel - von Äusnahmefälleri 
abgesehen - nicht genehmigt werden. Das Beschwerdegericht 
geht ebenfalls davon aus,, daß der Erwerb des Abfuhrunter­
nehmens durch den Verkäufer mit der Bewirtschaftung des 
landwirtschaftlichen Anwesens in keiner Weise Zusammenhänge. 
Es hat jedoch nicht gesagt., daß eine Belastung für außer­
halb der Bewirtschaftung des landwirtschaftlichen Betrie­
bes liegende gewerbliche Zwecke überhaupt nicht genehmigt 
werden dürfe.. Wenn seine Ausführungen über das Interesse 
des. Eigentümers an einer Existenzänderung in diesem Sinne 
zu verstehen sein sollten, würde es allerdings von der 
Auffassung des Oberlandesgerichts Oldenburg insofern ab­
gewichen sein, als es von der grundsätzlichen Verneinung 
eines wichtigen Grundes im Palle einer.beabsichtigten 
Existenzänderung keine Ausnahme zuläßt. Der angefochtene



»

Beschluß beruht jedoch nicht auf dieser Abweichung; denn das 
Beschwerdegericht hält einen v/ichtigen Grund für die .Geneh­
migung auch deshalb nicht für gegeben, weil bei Eintra­
gung der Hypothek die Gesamtbelastung ein Vielfaches des 
Einheitswertes betragen und die ordnungsmäßige Bewirt­
schaftung der Siedlung erheblich gefährden würde* Auch 
das Oberlandesge-richt Oldenburg hat in der angeführten 
Entscheidung einen Ausnahmefall , der eine Genehmigung 
vertretbar erscheinen lassen könnte, mit der Begründung 
verneint, daß der Grundbesitz bereits um nahezu 50 # 
über den Einheitswert hinaus, und zwar zu einem erheb­
lichen Teil zu betriebsfremden Zwecken, belastet sei 
und bei noch höherer Belastung die hohe Verzinsung die 
ordnungsmäßige Bewirtschaftung des Hofes erheblich ge­
fährden würde*. Das Beschwerdegericht befindet sich damit 
im Ergebnis im Einklang mit der Rechtsauffassung des 
Oberlandesgerichts Oldenburg*

Die v/eiteren von der Rechtsbeschwerde geltend ge­
machten Abweichungen und die hierzu angeführten Entschei­
dungen betreffen die Erage, ob die Belastung die ordnungs­
mäßige Bewirtschaftung des Grundstücks erheblich gefähr­
den würde. Die Rechtsbeschwerde meint, das Beschwerdege­
richt sei, indem es eine erhebliche Gefährdung der ord­
nungsmäßigen Bewirtschafttung der Siedlung im Ralle der 
Eintragung der Hypothek bejaht habe,.von den Entscheidun­
gen, des. Oberlandesgerichts Hamm vom 14. März 1951 (Rdl 
1951, 302), des Oberlandesgerichts Bamberg vom 16* Dezem­
ber 1955 (DNotZ 1956, 315).und des Oberlandesgerichts (Bauern- 
Obergerichts) Kassel vom 27* August 1951 (RdL 1953, 52) ab­
gewichen* Die gerügten Abweichungen liegen jedoch nicht vor*
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Der Entscheidung des Oberlandesgerichts Hamm lag 
ein Antrag auf Eintragung einer Arresthypothek auf Grund­
stücken eines früheren Porsfbeamten zugrunde, der aus 
Amtspflichtverletzung dem Staat gegenüber schadensersatz­
pflichtig geworden war. In der Entscheidung heißt es, daß 
die Belastung für den Bewirtschafter tragbar sein müsse, 
so daß sie aus den Erzeugnissen des Grundstücks verzinst 
und abgetragen v/erden könne. Zwisehen Belastung und Erträg­
nissen müsse ein gesundes Verhältnis bestehen, v/enn beide 
voneinander abhängig seien. Dies sei der Pall bei einem 
landwirtschaftlichen Betrieb in der Hand des selbstwirt- 
schaftenden Eigentümers, aber zweifelhaft und meist nicht 
anzunehmen, wenn der Eigentümer eine nichtlandwirtschaft- 
liche Tätigkeit ausübe, weil dann die Belastung aus die­
ser Tätigkeit mit getragen werden könne, so daß in einem 
solchen Pall ein anderer Maßstab’anzulegen sei, als wenn 
es sich um einen selbstv/irtschaftenden Eigentümer handele. 
Im übrigen sieht das Oberlandesgericht Hamm den wichtigen 
Grund für die Belastung darin, daß der durch die Arrest­
hypothek zu sichernde Anspruch auf einer Amtspflichtvcrlct- 
zung beruhe, so daß es nicht mehr als recht undbillig sei, 
wenn der Eigentümer seine sämtlichen Verraögensstücke: für 
die Schadenshaftung einsetzc. Das Beschwerdegericht hat 
seine Auffassung, daß bei Eintragung einer Sicherungshy­
pothek von 22 000 Dil die ordnungsmäßige Bewirtschaftung . 
der Siedlung erheblich gefährdet werde, mit der außer­
ordentlichen Höhe der Gesamtbelastung begründet. Verm 
es dabei zu der Präge, ob die Belastung aus dem Gewerbe­
betrieb des Verkäufers mit getragen werden könnte, keine 
Stellung genommen und damit diesem Gesichtspunkt offen­
sichtlich keine Bedeutung beigelegt hat, so kann darin eine 
Abweichung von der Entscheidung des Oberland es ge richte Hamm
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nicht erblickt,worden, weil die Abweichung im Sinne des 
§ 24 Abs.». 2 Nr. 1 LwVG nur in der unterschiedlichen Aus­
legung des Begriffs des wichtigen Grundes liegen könnte.
Der wichtige Grund und die. Verneinung der Wirtschaftsge­
fährdung decken sich nicht. Bei der. Prüfung des wichtigen 
Grundes im Palle des Art. IV Abs. 9 BrMilRogVO Hr. 84 kann 
allerdings und wird auch in der Regel von Bedeutung sein, 
ob die Belastung zu einer Gefährdung der Bewirtschaftung 
führen wird. Die Verneinung der Betriebsgefährdung ist 
jedoch keine Voraussetzung für die Bejahung des wichti­
gen Grundes. Bin wichtiger Grund für die Genehmigung kann 
auch bei Bejahung der Gefährdung gegeben sein, während 
umgekehrt die Verneinung der Gefährdung noch keinen wichti­
gen Grund für die Genehmigung bildet.

Der von der- Rechtsbeschwerde angeführte Beschluß des 
Oberlandesgerichts Bamberg betrifft einen Pall, in dem 
ein Land- und Gastwirt zur Deckung der Kosten für den 
Umbau seines Gasthofs zu einem Hotel Wechsel gegeben hatte, 
für deren Einlösung die .Bank eine dingliche Sicherung 
verlangte. Das Oberlandesgericht Bamberg, das einen wichti­
gen Grund für die Belastung bejaht hat, weil durch die 
Sicherung des Gläubigers eine Zwangsversteigerung vermie­
den werden könne und damit, eine Erleichterung für den 
Schuldner erreicht werde, verneint eine Gefährdung der 
Leistungsfähigkeit des landwirtschaftlichen Betriebes 
mit der Begründung, daß die Erträgnisse aus dem. Gewerbe­
betrieb auch dem landwirtschaftlichen Betrieb zugute körnen. 
Die Entscheidung beruht auf einer anderen gesetzlichen 
Vorschrift als der angefochtene Beschluß, nämlich auf § 11 
Abs. 1 der bayerischen-Verordnung Ur. 127 zur.Durchführung 
des Kontrollratsgesetzes Hr. 45. vom 22* $ai 1947 (GVB1 180), 
wonach - ebenso wie in Hessen ( § 9  Abs. 1 HessDVO) 'und im
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früheren Lande Württemberg-Baden (§ 13 Abs.» 1 V0 Nr. 166) - 
eine Grundstücksbelastung nur genehmigt werden soll,, wenn 
ein wichtiger Grund vorliegt und keine Gefahr besteht, daß 
durch die Belastung die Leistungsfähigkeit des Betriebes 
des Schuldners (dauernd) gefährdet wird. Sowohl Art. IV 
Abs« 9 BrMilRegVO Nr. 84 wie auch die Regelung in den 
Ländern der früheren amerikanischen Zone zielen darauf ab, 
eine Verschuldung der landwirtschaftlichen Betriebe im 
Interesse ihrer Wirtschaftlichkeit, zu verhindern. Die Vor­
schriften weichen jedoch insofern voneinander ab, als 
nach Art IV Abs- 9 BrMilRegVO Nr. 84 die Genehmigung allein 
von dem Vorhandensein eines.wichtigen Grundes abhängt, 
während § 11 Abs. 1 VO Nr- 127 außerdem verlangt, daß 
keine Gefährdung der Leistungsfähigkeit des landwirt­
schaftlichen Betriebes zu befürchten ist. Es liegt des­
halb keine von der Auffassung des Oberlandesgerichts Bam­
berg abv/eichende Auslegung des Begriffs des v/ichtigen 
Grundes vor, wenn das Beschwerdegericht bei der Feststel­
lung der Gefährdung der Bewirtschaftung im Falle der Be­
lastung den Gewerbebetrieb des Verkäufers nicht berück­
sichtigt hat. Das gleiche gilt für den Beschluß des Ober­
lande sgerichts Kassel, in dem die Sicherung erheblicher 
Steuerforderungen als ein wichtiger Grund für die Eintra­
gung einer Zwangshyp'othek bezeichnet wird. Eine Abweichung 
von dem weiteren in der Entscheidung enthaltenen Grundsatz, 
daß bei Kleinst- und Zwergbesitz eine Betriebsgefährdung 
durch Belastung nicht vorliege, kommt schon deshalb nicht 
in Betracht, weil es sich bei der Siedlung des Verkäufers 
nicht um einen Kleinst- oder Zwergbe$itz handelt«

3. Die Rechtsbeschwerde mußte deshalb ohne sach­
liche Nachprüfung der angefochtenen Entscheidung als 
unzulässig verworfen werden.



Bin Anlaßv dem Hilfsantrag des Rechtsbeschwerdeführers 
gemäß das Verfahren bis zur Entscheidung über die Genehmi­
gung des Grunds tückskauf Vertrages auszusetzen, lag nicht 
vor.

Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 34, 44 lv/VG,

Dr. fasche Dr. Hückinghaus Dr, Piepenbrock
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